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Wie bereits im Rahmen anderer Begutachtungen zu ähnlich gearteten Verordnungen während der 
vergangenen Jahre wiederholt festgehalten wurde, gibt es unseres Erachtens auch gegen die 
vorliegenden Verordnungsentwürfe schwerwiegende, grundlegende Bedenken, insbesondere im 
Hinblick auf die Vorstudien, die zu einem Doktoratsstudium ohne entsprechende Verlängerung 
berechtigen sollen. 
 
Die betreffenden Studiengänge scheinen überwiegend nur einen sehr schmalen Bereich der für das 
jeweilige Doktorat erforderlichen Vorkenntnisse abzudecken, sodass von einer Einschlägigkeit dieser 
Programme für die betreffenden Doktorate nicht ausgegangen werden kann. Eine rechtzeitige 
Einbindung der Universitäten in diese Beurteilung wäre eigentlich unumgänglich, wird jedoch seitens 
des BMWF zum wiederholten Male, offenbar systematisch, vermieden.  
 
Weiters möchte die Österreichische Universitätenkonferenz dezidiert darauf hinweisen, dass 
insbesondere im Bereich des Doktorats von der derzeitigen Berechtigungslogik - auch im Hinblick auf 
den internationalen Usus - abgegangen und diese durch eine Aufnahmelogik ersetzt werden sollte.  
 
Weiters erscheint aus Sicht der Österreichischen Universitätenkonferenz die Kostenschätzung in den 
Erläuterungen unverständlich. Es hat den Anschein, als würde davon ausgegangen, dass die Schaffung 
zusätzlicher Studienplätze im Doktoratsstudium keine Mehrkosten verursacht. Dies kann wohl nur als 
Ausdruck von Realitätsverweigerung verstanden werden. Auch dieser Punkt wurde in vergangenen 
Jahren wiederholt moniert und seitens des BMWF offenbar reaktionslos zur Kenntnis genommen.  
 
Die Verordnungsentwürfe werden in der vorliegenden Form seitens der Österreichischen 
Universitätenkonferenz entschieden abgelehnt.  
 
 
 
 
 

Univ.Prof. Dr. Christoph Badelt  
Präsident der Österreichischen Universitätenkonferenz 


